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Die nach der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB vorgenommenen 

Textänderungen sind in der nachfolgenden Fassung wie folgt markiert: 

• durchgestrichene Textteile entfallen 

• unterstrichene Textteile kommen neu dazu 

In der Endfassung werden diese Markierungen dann entfallen. 

 

 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 BAUGB I.V.M. §§ 1 - 23 BAUNVO 

Hinweis: Zur Unterscheidung von Gebieten gleicher Nutzung jedoch mit 

unterschiedlichen Festsetzungen werden die Wohnbauflächen in der Planzeichnung und 

im Text als WA1 oder WA2 bezeichnet. Wird auf diese Unterteilung nicht explizit 

hingewiesen, gelten die Festsetzungen für sämtliche Bereiche. 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1. WA = Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

1.1.1. Zulässig sind gem. § 4 Abs. 2 BauNVO: 

▪ Wohngebäude 

▪ die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störenden Handwerksbetriebe 

▪ Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

1.1.2. Ausnahmsweise können zugelassen werden (§ 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 31 BauGB): 

▪ Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

▪ Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 

1.1.3. Folgende nach § 4 Abs. 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen werden gemäß  

§ 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und sind somit nicht 

zulässig: 

▪ Anlagen für Verwaltungen, 

▪ Gartenbaubetriebe, 

▪ Tankstellen. 

1.1.4. Fremdwerbung als eigenständige gewerbliche Anlage ist gem. § 1 Abs. 9 BauNVO 

nicht zulässig.  
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2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt gemäß Planeintrag über die 

Festsetzung der Grundflächenzahl (§ 16 und 19 BauNVO), der Geschossflächenzahl  

(§ 16 und 20 BauNVO), der maximalen Zahl der Vollgeschosse (§ 16 und 20 BauNVO) 

sowie der Höhe baulicher Anlagen (§ 16 und 18 BauNVO).  

2.1. Grundflächenzahl (GRZ) (§ 16 und § 19 BauNVO) 

Siehe Planzeichnung 

Ergänzend zu den Festsetzungen in den Nutzungsschablonen auf der Planzeichnung 

wird bestimmt, dass eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die in  

§ 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen um bis zu 50 v.H. zulässig ist. 

2.2. Geschossflächenzahl (GFZ) (§ 16 und § 20 BauNVO) 

Siehe Planzeichnung 

2.3. Zahl der Vollgeschosse (§ 16 und § 20 BauNVO) 

Siehe Planzeichnung 

2.4. Höhe baulicher Anlagen (§ 16 und § 18 BauNVO) 

▪ Als Bezugspunkt 0,0 m für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen wird die 

Oberkante Fertigausbau der angrenzenden Erschließungsstraße, gemessen in der 

Straßenmitte (= Straßenachse), zu messen in der Grundstückmitte senkrecht zur 

Straßenachse, bestimmt. Für Eckgrundstücke gilt die Hauptstraße als Bezugspunkt. 

▪ Die festgesetzten maximalen Wandhöhen (WHmax) werden definiert als das 

senkrecht an der Außenwand gemessene Maß zwischen dem Bezugspunkt 0,0 m 

und der Schnittkante der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut. 

Die festgesetzte maximale Wandhöhe ist an der, der Haupterschließungsstraße 

zugewandten Außenwand zu messen. Die zulässige max. Wandhöhe ist auf allen 

Traufseiten einzuhalten. 

▪ Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (GHmax) werden definiert als das 

senkrecht an der Außenwand gemessene Maß zwischen dem Bezugspunkt 0,0 m 

und dem obersten Punkt der Dachkonstruktion (bei Flachdächern inkl. Attika). Bei 

Flachdächern ist die maximale Wandhöhe gleich die maximale Gebäudehöhe.  

▪ Im Teilbereich WA1 können die festgesetzten max. Wand- und Gebäudehöhen bei 

der Errichtung eines Staffelgeschosses jeweils um 2,60 m überschritten werden.  

▪ Für den Teilbereich WA1 werden folgende max. Wand- und Gebäudehöhen 

festgesetzt:   

a) Gebäude mit Flachdächern:  

- GHmax/WHmax= 7,50 m inkl. Attika 

b) Gebäude mit einhüftigen Dächern (Pultdach):  

- WHmax= 7,00 m  

- GHmax= 8,00 m  

c) Gebäude mit sonstigen geneigten Dächern (z. B. Sattel-, Walmdach): 

- WHmax= 7,00 m  

- GHmax= 10,50 m  
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Gebäudehöhen bei Flachdächern ohne und mit Staffelung; 
Quelle: BBP Kaiserslautern / Mannheim  

 
 
Gebäudehöhen bei einhüftigen Dächern (Pultdächer) ohne und mit Staffelung; 
Quelle: BBP Kaiserslautern / Mannheim  

 

 

Gebäudehöhen bei sonstigen geneigten Dächern; 

Quelle: BBP Kaiserslautern / Mannheim  

 

 

▪ Für den Teilbereich WA2 werden folgende max. Wand- und Gebäudehöhen 

festgesetzt:  

a) Gebäude mit geneigten Dächern: 

- WHmax= 7,00 m  

- GHmax= 10,50 m 
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Gebäudehöhen bei geneigten Dächern; 

Quelle: BBP Kaiserslautern / Mannheim  

b) Gebäude mit einhüftigen Dächern (Pultdächern) sowie Flachdächer sind  

unzulässig.  

3. Bauweise, Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 und 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Baulinien 

definiert. 

Für das Allgemeine Wohngebiet WA2 wird die abweichende Bauweise a festgesetzt. In 

dieser ist wahlweise die einseitige Grenzbebauung oder die geschlossene Bauweise 

zulässig. 

4. Flächen für Stellplätze, Carports, Garagen sowie Zufahrten (§ 12 Abs. 6 BauNVO) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB I.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO) 

Auf den Baugrundstücken sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 

sowie in den im Plan gekennzeichneten Bereichen Stellplätze, Carports, Garagen sowie 

Zufahrten zulässig. 

5. Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung: Klimainsel (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Siehe Planzeichnung 

6. Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Auf den nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB festgesetzten privaten Grünflächen ist eine 

gärtnerische Nutzung zulässig. 

Bauliche Anlagen sind innerhalb der privaten Grünflächen unzulässig, außer sie dienen 

einer gärtnerischen Nutzung. Innerhalb der privaten Grünfläche ist die Errichtung von 

Gartenhäusern bis zu 10 m³ zulässig.  

Bei Neuerrichtung einer gleichartigen Nebenanlage sowie Änderungen oder 

Erweiterungen einer bestehenden Nebenanlage darf diese ausnahmsweise innerhalb 

der privaten Grünfläche errichtet werden.  

Hinweis: Bestehende Hauptgebäude, die in Teilen innerhalb der privaten Grünfläche 

liegen, können im Sinne des Bestandsschutzes weiter genutzt, modernisiert und 

instandgehalten werden. Eine Neuerrichtung innerhalb der privaten Grünflächen ist 

jedoch nicht mehr möglich. 

GHmax 

WHmax

f 
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7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

7.1. Maßnahme M1 - Gestaltung Begrünung der nicht überbauten Flächen der 

bebauten Grundstücke 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, sofern sie 

nicht als Grundstückszufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt 

werden, unversiegelt zu lassen und landschaftspflegerisch bzw. gärtnerisch anzulegen 

und zu unterhalten. 

Hinweis: Eine Ausbringung von Nist- / Fledermauskästen sowie Insektenhotels wird 

empfohlen. 

7.2. Insektenfreundliche Außenbeleuchtung 

Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche Beleuchtungen im Außenbereich sind 

gemäß § 21 LNatSchG Abs. 1 zu vermeiden. Beim Aufstellen von Beleuchtungsanlagen 

im Außenbereich müssen die Auswirkungen auf die Insektenfauna, insbesondere deren 

Beeinträchtigung und Schädigung, überprüft und die Ziele des Artenschutzes 

berücksichtigt werden.  

Dementsprechend sind für öffentliche sowie private Außenbeleuchtung 

insektenfreundliche LED- oder Natriumdampf-Hochdruck- bzw. Natriumdampf-

Niederdrucklampen mit warm- bis neutralweißer Lichtfarbe zu installieren. Die 

Abstrahlungsrichtung ist dabei so zu gestalten, dass keine Lichtstrahlung über die 

Horizontale hinausstahlt (Upward Light Ratio = 0%) 

7.3. Maßnahme M2 - Oberflächenbefestigung 

Soweit wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen sind 

befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke (z.B. oberirdische Stellplätze, 

Garagenvorplätze und Zuwege) mit wasserdurchlässigen Materialien herzustellen.  

Der Abflussbeiwert darf 0,7 nicht übersteigen. Auch der Unterbau ist entsprechend 

wasserdurchlässig herzustellen. 

7.4. Verbot von Schottergärten 

Gemäß § 21a LNatSchG ist darauf hinzuwirken, dass Gartenanlagen insektenfreundlich 

gestaltet werden und Gartenflächen vorwiegend begrünt werden. Schotterungen zur 

Gestaltung privater Gärten sind grundsätzlich keine andere zulässige Verwendung im 

Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 1 LBO. Gartenflächen sollen ferner wasseraufnahmefähig 

belassen oder hergestellt werden. 

7.5. Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG 

▪ Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG dürfen in der „Schonzeit“ vom 1. März bis 30. 

September eines jeden Jahres keine größeren Eingriffe in Gehölzbestände (Verbot 

Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche abzuschneiden oder auf den Stock zu 

setzen oder zu beseitigen) erfolgen. Zwar gilt aufgrund des § 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 

BNatSchG dieses Verbot für zulässige Eingriffe nicht (Bauen bzw. hierzu zwingend 

vorher nötiger Gehölzeingriff gilt nach Rechtskraft eines Bebauungsplanes als 

zulässig) jedoch sind dennoch die Artenschutzbestimmungen der §§ 37, 39 und 44 

BNatSchG zwingend zu beachten. Heimische Tierarten (in Gehölz Vögel bzw. 

Fledermäuse) dürfen nicht beeinträchtigt werden, doch dürfen deren Nistplätze / 
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Zufluchtsstätten zerstört werden. Vor einem Gehölzeingriff in der „biologisch aktiven 

Jahreszeit“ ist durch eine Begutachtung durch eine fachlich qualifizierte Person der 

Tötungstatbestand mit hinreichender Sicherheit auszuschließen. 

▪ Vor einer Bau-, Sanierungs- oder Abrissmaßnahme an vorhandenen baulichen 

Anlagen im Sinne der Landesbauordnung, bei denen erwartet werden kann, dass 

sie als Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

für besonders oder streng geschützte Arten dienen, ist die Anlage auf das 

Vorkommen solcher Arten zu untersuchen.  

7.6. Maßnahme M3 - Dachbegrünung 

Flachdächer von Haupt- und Nebengebäuden mit einer Neigung bis zu 15° und ab einer 

Größe von 10 m² sind mindestens extensiv zu begrünen. Eine flächendeckende und 

dauerhafte Dachbegrünung ist mit einer Substratschicht von min. 10 cm anzulegen. Die 

Begrünung kann durch Ansaat oder Bepflanzung gemäß Pflanzliste (siehe Kapitel D) 

erfolgen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.  

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind auf der Dachbegrünung zulässig.  

Dachfenster sowie technische Dachaufbauten als auch statisch konstruktiv notwendige 

Abstände der Dachbegrünung zu den Dachrändern sind von der Pflicht zur Begrünung 

ausgenommen. 

Hinweis: Die Kombination von Dachbegrünung und Anlagen zur Nutzung solarer 

Strahlungsenergie wird empfohlen, da durch die kühlende Wirkung der Dachbegrünung 

eine gesteigerte Leistungsfähigkeit der Anlage erreicht werden kann. 

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

(ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN IM RAHMEN DES BEBAUUNGSPLANES) 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Zulässige Dachformen und -neigungen für Hauptgebäude in WA 1 sind: 

▪ Flachdächer bis zu einer Neigung von 10°, 

▪ geneigte Dächer mit einer Dachneigung zwischen 10° und 45°. 

▪ Flachdächer und geneigte Dächer bis 45° Dachneigung. 

Zulässige Dachformen und -neigungen für Hauptgebäude in WA 2 sind: 

▪ Geneigte Dächer mit einer Dachneigung zwischen 30° und 50°. 

Hinweis: Gebäude mit einhüftigen Dächern (Pultdächern) sowie Flachdächer sind  

unzulässig (siehe Abschnitt A Ziff. 2.4). 

2. Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Fremdwerbung als eigenständige gewerbliche Anlage ist im Plangebiet unzulässig. 

Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel 

aufleuchtendem Licht sind im Geltungsbereich nicht zulässig.  

Leuchtwerbung in Form von Himmelsstrahlern (sog. Skybeamern) bzw. lichtstarken, 

bündelnden Werbescheinwerfern ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht 

zulässig. 

Hinweis: gem. Abschnitt A, Ziff. 1.1.4 ist Fremdwerbung als eigenständige gewerbliche 

Anlage nicht zulässig.  
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3. Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Als Einfriedungen sind ausschließlich Hecken sowie offene Einfriedungen zulässig.  

Als offene Einfriedung gelten solche, die mindestens 70 v. H. offene Fläche aufweisen. 

und nicht den Eindruck einer geschlossenen Wand erwecken.  

Offene Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig. Hierbei ist zwischen 

Geländeoberfläche und Zaununterkante der offenen Einfriedung ein Abstand von 

mindestens 20 cm einzuhalten. 

Die Höhe von Einfriedungen in Form von Hecken wird im Bebauungsplan nicht 

reglementiert. 

4. Verbot von Schottergärten 

Gemäß § 21a LNatSchG ist darauf hinzuwirken, dass Gartenanlagen insektenfreundlich 

gestaltet werden und Gartenflächen vorwiegend begrünt werden.  

Schotterungen zur Gestaltung privater Gärten sind im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 1 LBO 

nicht zulässig. Gartenflächen sind wasseraufnahmefähig herzustellen.  

C. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME (§ 9 ABS. 3 BIS 6A BAUGB) 

1. Archäologische Kulturdenkmale (§ 2 DSchG) 

Durch die Planung sind zwei archäologische Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG BW 

betroffen:  

• Frühmittelalterliche Siedlung (Listen Nr. MA 5, ADAB ID 102448421) 

• Neolithisches Gräberfeld, römerzeitliche Siedlung und Gräberfeld der 

Neckarsueben und frühmittelalterliche Siedlung (Listen Nr. 12, ADAB-ID 

100808816). 

Weiter ist durch die Planung ein archäologischer Prüffall gem. DSchG BW betroffen: 

• Römerzeitliche Siedlung (Listen Nr. 8, ADAB ID 100808696) 
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Darstellung des archäologischen Prüffalls im Plangebiet (orangene Fläche); 

Quelle: BBP Kaiserslautern / Mannheim 

 

▪ Bei Bodeneingriffen ist daher mit archäologischen Funden und Befunden – 

Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG – zu rechnen.  

▪ An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen Kulturdenkmale besteht 

grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Sollten im Rahmen der geplanten 

Nachverdichtung Bodeneingriffe im Bereich der betreffenden Denkmalflächen 

erfolgen, so ist die Bebauung der Grundstücke seitens der Archäologischen 

Denkmalpflege im Rahmen eines denkmalschutzrechtlichen Genehmigungs-

verfahrens gem. § 7.2 DSchG nur unter  der Auflage einer fachgerechten 

Dokumentation dieser Befunde zustimmungsfähig.  

▪ Kann der Erhalt von Kulturdenkmalen im Rahmen einer Abwägung kon-

kurrierender Belange nicht erreicht werden, können wissenschaftliche Dokumenta-

tionen oder Grabungen (gegebenenfalls zu Lasten und auf Kosten von Investoren) 

notwendig werden. Geplante Maßnahmen sollten frühzeitig zur Abstimmung bei 

der Archäologischen Denkmalpflege ArchaeologieLADKA@rps.bwl.de eingereicht 

werden.  

▪ Darüber hinaus wird grundsätzlich auf die Einhaltung der Bestimmungen der  

§§ 20 und 27 DSchG verwiesen. Sollten bei der Durchführung der Maßnahme 

archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG 

die Denkmalbehörde oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäo-

logische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder 

Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) 

sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem 

mailto:ArchaeologieLADKA@rps.bwl.de
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Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 

Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist 

einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 

hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 

zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.  

D. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER 

1. Ordnungswidrigkeiten  

Verstöße gegen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB (Pflanzvorschriften) 

werden gemäß § 213 BauGB als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 

Ordnungswidrig im Sinne des § 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der nach  

§ 88 LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

2. Grünkonzept auf privaten Freiflächen 

Neben den in der Planung festgesetzten Maßnahmen werden private 

Grundstücksbesitzer angehalten, den Grünflächenanteil auf ihren Privatgrundstücken 

anteilig hoch zu halten und somit einen aktiven Beitrag zu einem gesunden Mikroklima, 

einem umweltschonenden Wohnquartier und einem zukunftsfähigen Lebensraum für die 

Bewohner sowie die Flora und Fauna zu leisten. In diesem Zusammenhang sind weitere 

private Maßnahmen wie Fassadenbegrünungen, das Anlegen von Blühstreifen oder 

Wasserflächen oder das Verwildern einzelner Teilbereiche der Gartenfläche eine 

Möglichkeit, das Ziel eines nachhaltigen und ökologischen Quartiers gemeinsam zu 

verfolgen und einen unmittelbaren Beitrag zum Natur- und Artenschutz zu leisten. Zur 

Förderung dieser Aspekte wird zudem empfohlen mindestens 1 Laubbaum je 

Baugrundstück zu pflanzen. Beispiele hierfür finden sich in der Pflanzliste. 

Pflegemaßnahmen sollten ausschließlich im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende 

Februar, d.h. außerhalb der Brutzeiten der Avifauna, durchgeführt werden. 

3. Energieeffizientes Bauen 

Um den Zielsetzungen eines nachhaltigen und klimaangepassten Wohnquartiers 

gerecht zu werden ist es grundsätzlich auch empfohlen, diese Aspekte in die 

Bauausführung der Gebäude zu integrieren. Daher wird empfohlen, sich an den 

Energieeffizienzstandards der Kreditbank für Wiederaufbau (KfW) zu orientieren und 

zumindest den dortigen KfW 40 Standard zu erreichen. Diese entsprechen energetisch 

hocheffizienten Wohnhäusern, welche kaum Energieverluste verzeichnen und somit 

auch für die kommenden Jahrzehnte eine zukunftssichere und wirtschaftliche Bauweise 

darstellen. Darüber hinaus bestehen in diesem Zusammenhang Möglichkeiten der 

finanziellen Förderung. Siehe hierzu:  

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Privatpersonen/Neubau/Bau-eines-Hauses/ 

4. Beschränkung der Rodungszeiten / Beachtung gesetzlicher Vorgaben 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG sind die im Zuge der 

Herstellung der Bauflächen und Arbeitsstreifen notwendigen Rodungen außerhalb der 

Vegetationsperiode, d.h. nicht zwischen dem 1. März und dem 30. September 

durchzuführen. 

Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG dürfen in der „Schonzeit“ vom 1. März bis 30. 

September eines jeden Jahres keine größeren Eingriffe in Gehölzbestände (Verbot 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Privatpersonen/Neubau/Bau-eines-Hauses/
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Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche abzuschneiden oder auf den Stock zu 

setzen oder zu beseitigen) erfolgen. Bei Eingriffen in Natur und Landschaft auf Grund 

der Aufstellung eines Bebauungsplanes ist über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz nach 

den Vorschriften des BauGB gemäß § 18 Abs.1 BNatSchG zu entscheiden. Bei zu-

lässigen Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes kann bezüglich des 

Rückschnittsverbotes die Legalausnahme nach § 39 Abs. 5 S. 2 Nr. 4 BNatSchG greifen, 

sofern nur geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der Baumaßnahme 

beseitigt werden muss. Die Artenschutzbestimmungen gemäß der §§ 37, 39 und 44 

BNatSchG sind jedoch jederzeit zwingend zu beachten. Heimische Tierarten (in Gehölz 

Vögel bzw. Fledermäuse) dürfen nicht beeinträchtigt werden, noch dürfen deren 

Nistplätze / Zufluchtsstätten zerstört werden. Hierfür sind vor einem Gehölzeingriff die 

betroffenen Gehölze jederzeit (auch außerhalb der Vegetationsperiode und somit in der 

grundsätzlich zulässigen Zeit für Gehölzrückschnitte) durch eine fachkundige Person auf 

das Vorkommen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z.B. Baumhöhlen, Vogelnester, 

Strukturen wie Spalten, Risse, abstehende Rinde) bzw. besonders geschützter Tierarten 

zu überprüfen, um die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausschließen zu können. Bei 

entsprechenden Feststellungen ist das weitere Vorgehen mit der unteren 

Naturschutzbehörde abzustimmen.  

5. Artenschutz: Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotsbeständen gem.  

§ 44 BNatSchG 

▪ Vor einer Baufeldfreimachung ist das diesbezügliche Vorgehen vor Beantragung der 

Baugenehmigung mit der zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen. 

Gegebenenfalls sind die betroffenen Freiflächen vor Durchführung der 

beabsichtigten Maßnahme durch eine unabhängige, fachkundige Person auf das 

Vorkommen von Lebensstätten besonders und streng geschützter Arten zu 

überprüfen. 

▪ Die im Zuge der Herstellung der Bauflächen und Arbeitsstreifen notwendigen 

Rodungen sind außerhalb der Vegetationsperiode, d. h. nicht zwischen dem 1. März 

und dem 30. September durchzuführen. In Abstimmung mit der zuständigen 

Naturschutzbehörde sind in begründeten Fällen Ausnahmen möglich.  

Vorhandene Höhlenbäume sind zu erhalten. Eine unbedingt erforderliche Rodung 

ist ausschließlich in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde sowie bei 

Nichtbesatz der Höhle durchzuführen. Dies ist durch eine fachkundige Person zu 

prüfen. Der Verlust ist entsprechend auszugleichen. 

▪ Vor einer Bau-, Sanierungs- oder Abrissmaßnahme an vorhandenen baulichen 

Anlagen im Sinne der Landesbauordnung, bei denen erwartet werden kann, dass 

sie als Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

für besonders oder streng geschützte Arten dienen, ist die Anlage auf das 

Vorkommen dieser besonders oder streng geschützten Arten zu untersuchen. Das 

Ergebnis ist der zuständigen Naturschutzbehörde rechtzeitig vor Beginn der 

Maßnahme mitzuteilen. Werden Vorkommen festgestellt, ist auch ein Plan zum 

Erhalt oder Ersatz der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere vorzulegen. 

▪ Störungsintensive Bauarbeiten sollten ausschließlich vor Beginn bzw. nach Ende 

der Brutzeit, d.h. im Zeitraum vom 01.10. bis 28./29.02. durchgeführt werden.  

▪ Das Merkblatt „Artenschutz im Zusammenhang mit Baumaßnahmen“ ist zu 

berücksichtigen.  
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6. Förderung der Artenvielfalt 

Zur Förderung der lokalen Population von Fledermäusen und Vögeln wird angeregt, pro 

Baugrundstück mindestens ein Fledermaus- sowie ein Vogelnistkasten anzubringen.  

Werden mehrere Ersatzquartiere angebracht, sollten diese unterschiedlich besonnt, d.h. 

in unterschiedlichen Himmelsrichtungen (Süd, Ost, West) angebracht werden. Der 

Einflug sollte dabei nicht durch Äste behindert werden, auch eine starke Beschattung 

durch Gehölze sollte vermieden werden. Die Kästen sollten zudem zum Schutz vor 

Mardern und Katzen in ausreichender Höhe (ca. 2-3 m) angebracht werden. 

7. Insektenfreundliche Beleuchtung nach aktuellem Stand der Technik 

Gemäß § 21 Abs. 3 des Gesetzes des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der 

Natur und zur Pflege der Landschaft (NatSchG) sind ab dem 1. Januar 2021 neu 

errichtete Beleuchtungsanlagen an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen mit einer 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden insektenfreundlichen 

Beleuchtung auszustatten, soweit die Anforderungen an die Verkehrssicherheit 

eingehalten sind, Gründe der öffentlichen Sicherheit nicht entgegenstehen oder durch 

oder auf Grund von Rechtsvorschriften nichts Anderes vorgeschrieben ist. Gleiches gilt 

für erforderlich werdende Um- und Nachrüstungen bestehender Beleuchtungsanlagen.  

Zudem erfolgt zum Schutz von Flora und Fauna der Hinweis auf den zukünftig in Kraft 

tretenden § 41a BNatSchG: 

Neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen 

baulicher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittierende 

Werbeanlangen sind technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu 

versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor 

nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind, die nach Maßgabe 

einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4d Nummer 1 und 2 zu vermeiden sind. Satz 

1 gilt auch für die wesentliche Änderung der dort genannten Beleuchtungen von Straßen 

und Wegen, baulichen Anlagen und Grundstücken sowie Werbeanlagen. Bestehende 

Beleuchtungen an öffentlichen Straßen und Wegen sind nach Maßgabe einer 

Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4d Nummer 3 um- oder nachzurüsten. 

8. Hinweise des Wasserrechtsamts des Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis 

Grundwasserschutz / Wasserversorgung: 

▪ Allgemein wird auf das Merkblatt „Grundwasserschutz bei Bebauungsplänen 

außerhalb von Wasserschutzgebieten“ hingewiesen.  

Kommunalabwasser: 

▪ Fremdwasser (Quellen-, Brunnen-, Grabeneinläufe, Drainagen etc.) darf nicht 

der Kläranlage zugeführt werden, sondern ist ggf. getrennt abzuleiten. In 

Bereichen mit höherem Grundwasserstand dürfen Drainagen nur in ein 

Gewässer bzw. in einen Regenwasserkanal abgeführt werden. Ansonsten ist auf 

den Bau von Kellern zu verzichten oder die Keller sind als weiße Wanne 

auszubilden.  

Niederschlagswasserbewirtschaftung / Regenwasserbewirtschaftung: 

▪ Gemäß § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes soll Niederschlagswasser 

ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne 

Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit 

dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften 
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noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Maßgebend hierzu ist die 

Verordnung des Umweltministeriums über die dezentrale Beseitigung von 

Niederschlagswasser vom 22. März 1999. Es wird dabei empfohlen, zunächst 

den vorhandenen Untergrund auf seine Versickerungsfähigkeit hin zu 

untersuchen bzw. die Möglichkeit der Ableitung in den Neckar zu prüfen. Ebenso 

ist die Abflussvermeidung durch Verdunstung, Versickerung und Rückhaltung 

von Niederschlagswasser anzustreben (ausgeglichene Wasserhaushaltsbilanz). 

Bei der Bemessung und Gestaltung von Versickerungsanlagen werden auf die 

Leitfäden des Umweltministeriums „Naturverträgliche Regenwasserbewirt-

schaftung“ und der Landesanstalt für Umweltschutz B-W „Arbeitshilfen für den 

Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten“ verwiesen. Bei der Einleitung 

in ein Oberflächengewässer sind die Angaben und Kriterien des Arbeitsblattes 

DWA-A 102 Teil 2 „Emissionsbezogene Bewertungen und Regelungen“ zu 

beachten.  

▪ Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und 

Fußwege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann 

(z.B. Rasengittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige 

Pflasterung o.ä.). Der Unterbau ist auf den Belag abzustimmen.  

▪ Der Boden einer Tiefgarage ist wasserundurchlässig zu gestalten. Anfallendes 

Tropf- und Schleppwasser ist in einer Verdunstungsrinne zu sammeln. Dieses 

Wasser darf nicht versickert werden. Sollte eine Verdunstungsrinne nicht 

ausreichend sein, ist die erforderliche Entwässerung an die 

Schmutzwasserkanalisation anzuschließen. 

▪ Niederschlagswasser darf nach § 2 der Niederschlagswasserverordnung 

erlaubnisfrei versickert oder als Gemeingebrauch in ein oberirdisches Gewässer 

eingeleitet werden, wenn es von folgenden Flächen stammt:  

a. Dachflächen, mit Ausnahme von Dachflächen in Gewerbegebieten und 

Industriegebieten sowie Sondergebieten mit vergleichbaren Nutzungen,  

b. befestigten Grundstücksflächen, mit Ausnahme von gewerblich, 

handwerklich und industriell genutzten Flächen,  

c. öffentlichen Straßen, die als Ortsstraßen der Erschließung von 

Wohngebieten dienen, und öffentlichen Straßen außerhalb der 

geschlossenen Ortslage mit Ausnahme der Fahrbahnen und Parkplätze von 

mehr als 2-streifigen Straßen.  

d. beschränkt öffentlichen Wegen und Geh- und Radwegen, die Bestandteil 

einer öffentlichen Straße sind.  

▪ Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder in 

Mulden auf mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das 

Grundwasser versickert wird.  

▪ Das Versickern von Niederschlagswasser in unterirdischen Anlagen bedarf einer 

wasserrechtlichen Erlaubnis.  

Auf Altlasten dürfen ohne Rücksprache mit der unteren Bodenschutzbehörde 

keine Versickerungsanlagen errichtet werden.  

▪ Das Pflanzen von Bäumen in Versickerungsmulden ist nicht gestattet. Durch das 

Wurzeln bilden sich präferierte Fließwege in der belebten Bodenzone aus. 

Dadurch ist eine gleichmäßige Versickerung nicht mehr gewährleistet.  
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▪ Niederschlagswasser, das von Metalldächern abfließt, ist behandlungsbedürftig 

und die Einleitung in das Grundwasser/ in den Vorfluter ist erlaubnispflichtig. Zur 

Vermeidung von langfristigen Schadstoffeinträgen in den Boden und in das 

Grundwasser, wird empfohlen als Material zur Dacheindeckung unbeschichtete 

Metalle (Kupfer, Zink, Blei) auszuschließen. Auch auf Regenrinnen und 

Regenfallrohre aus diesen Materialien sollte verzichtet werden. 

Hinweise zu Zisternen: 

▪ Auf Dach- und befestigten Grundstücksflächen auftreffendes Niederschlags-

wasser sollte zur Verringerung der Abflussspitzen in ausreichend bemessenen 

Zisternen gesammelt und auf dem Grundstück genutzt werden. Nach Möglichkeit 

sollen diese bewirtschaftet werden können. Auf eine Bewirtschaftung der 

Zisterne (mit Drosseleinrichtung) kann verzichtet werden, wenn das zugehörige 

Dach mit einer Mindestsubstratstärke von 10 Zentimeter begrünt wird.  

Der Überlauf einer Zisterne muss entweder  

a. über die belebte Bodenzone einer Versickerungsmulde versickert werden.  

b. an die Kanalisation angeschlossen werden.  

c. über eine Rigole unterirdisch versickert werden. Dies ist nur gestattet, wenn 

das Dach metallfrei ist oder der Zulauf über ein DIBt-zugelassenes Substrat 

erfolgt, welches Metalle zurückhalten kann. Die Erforderlichkeit einer 

wasserrechtlichen Erlaubnis ist zu prüfen.  

Gewässeraufsicht: 

▪ Da das Plangebiet bei einem HQextrem überflutet wird, sollen sich die 

Grundstückseigentümer nach § 78b Abs. 2 WHG gegen Schäden am 

Bauvorhaben, die durch eine Überflutung bzw. durch auftretendes Druckwasser 

verursacht werden können, durch geeignete Maßnahmen (siehe 

Hochwasserschutzfibel) selbst und auf eigene Kosten zu sichern.  

▪ Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen im HQextrem Bereich sind 

untersagt, wenn andere weniger wassergefährdende Energieträger zu 

wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen oder die 

Heizölverbraucheranlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann. 

▪ Mit Starkregenereignissen (extremen, kaum vorhersehbare und räumlich 

begrenzte Niederschläge) muss gerechnet werden. Es wird empfohlen, 

Untergeschosse bzw. Keller wasserdicht und Öffnungen überflutungssicher 

auszuführen. Es wird darauf hingewiesen, dass Schäden durch 

Starkregenereignisse auch bei entsprechenden Vorkehrungen nicht 

ausgeschlossen werden.  

Altlasten/Bodenschutz: 

▪ Im Bereich der Neuausweisung sind folgende im Bodenschutz- und 

Altlastenkataster verzeichnete Flächen vorhanden. Diese Angabe beruht auf der 

Erhebung altlastenverdächtiger Flächen im Rhein-Neckar-Kreis (HISTE-

Fortschreibung, Stand 2018) und dem aktuellen Stand des Altlastenkatasters: 

A (Ausscheiden)-Fall: Obj.Nr. 05621-000 Althändler Franz Mülbert (Untere 

Neugasse 13). Der Fall ist als A-Fall für den Wirkungspfad Boden-Grundwasser 

auf Beweisniveau 1 geführt.  

Bei diesen Standorten ist laut den Ergebnissen der historischen Erhebung oder 

bereits durchgeführter Gefahrverdachtserforschungen nicht von relevanten 
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Schadstoffeinträgen in den Untergrund auszugehen. Diese Flächen wurden aus 

der weiteren Altlastenbearbeitung herausgenommen. Eine generell 

Schadstofffreiheit kann jedoch auch bei den „A-Fällen“ nicht bestätigt werden, 

d.h. es ist auch bei diesen Flächen nicht gänzlich auszuschließen, dass bei 

zukünftigen Erdarbeiten auf diesen Grundstücken lokal abfallrelevantes 

Bodenmaterial angetroffen wird. 

▪ Sollte es bei den Bauarbeiten zu Auffälligkeiten kommen, die auf das Vorliegen 

einer Altlast oder Schädlichen Bodenveränderung hindeuten, ist das 

Wasserrechtsamt des Rhein-Neckar-Kreises zu informieren.  

▪ Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte, unvermeidliche 

Bodenbelastungen (z. B. Schadverdichtungen) auf das engere Baufeld 

beschränkt bleiben. Dazu sollte nur bei trockenen Witterungs- und 

Bodenbedingungen gearbeitet werden. Schadverdichtungen in später begrünten 

Bereichen sind am Ende der Bauarbeiten zu beseitigen (z.B. durch 

Tieflockerung). Baustoffe, Baustellen-abfälle und Betriebsstoffe sind so zu 

lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit Bodenmaterial 

ausgeschlossen werden. 

9. Hinweise der Deutschen Bahn AG 

Es ist zu berücksichtigen, dass es im Nahbereich von Bahnanlagen zu Immissionen aus 

dem Bahnbetrieb kommen kann. Hierzu gehören Bremsstaub, Lärm, Erschütterungen 

und Beeinflussungen durch elektromagnetische Felder. 

Es können keine Ansprüche gegenüber der DB AG für die Errichtung von 

Schutzmaßnahmen geltend gemacht werden. 

Ersatzansprüche gegen die DB AG, welche aus Schäden aufgrund von Immissionen 

durch den Eisenbahnbetrieb entstehen, sind ausgeschlossen. 

10. Hinweise der Deutschen Telekom Technik GmbH 

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Die TK-Linien sind 

bei Baumaßnahmen entsprechend zu sichern.  

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen vorhandener 

Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 

Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien 

jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und 

Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse so weit freigehalten werden, dass sie 

gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist 

deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die 

Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der 

Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.  

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und 

unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- 

und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.  

11. Hinweise der Netze BW GmbH 

Sowohl innerhalb als auch außerhalb des Plangebiets befinden sich 

Telekommunikationsleitungen des Versorgungsträgers.  

Sollten ggf. Netzerweiterungen erforderlich sein, so kann dies erst festgelegt werden, 

wenn der elektrische Leistungsbedarf des entsprechenden Bereiches bekannt ist.  
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Für die Stromversorgung wichtige Versorgungseinrichtungen wie z.B. Kabelverteiler-

schränke dürfen auf als nicht überbaubar ausgewiesenen Flächen errichtet werden. 

Diese sind zum aktuellen Planungsstatus in Art und Anzahl noch nicht bekannt. 

Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein von der Netze BW 

GmbH beauftragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei der Ausführungsplanung ist der 

hierfür erforderliche zeitliche Aufwand bei der Netze BW GmbH zu erfragen und im 

Bauzeitenplan zu berücksichtigen. 

Um Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen zu vermeiden, wird gebeten, die 

Baufirmen auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen. 

12. Artenschutz im Zusammenhang mit Baumaßnahmen 

Bei der Planung von größere Glasfronten sollte die Thematik Vogelschlag berücksichtigt 

werden. Mit modernen Mustern durch Folierung und Druck auf Scheiben kann mit einer 

Überdeckung von nur unter 10% der Glasfläche erreicht werden, dass das Risiko für 

Vogelschlag signifikant gesenkt wird (siehe beispielsweise Broschüre „vogel-

freundliches Bauen mit Glas und Licht“, Schweizerische Vogelwarte). Ein 

entsprechender Druck bzw. eine entsprechende Folierung kann auch ein gestalterisches 

Mittel sein, um das Gebäude optisch aufzuwerten und interessant zu gestalten. 

Wirkungslos hingegen sind UV-Stifte/Folien oder das Anbringen von 

Greifvogelsilhouetten. Das Thema sollte frühzeitig schon in die Planungen von 

Gebäuden einfließen. Ein nachträgliches Anbringen von Folien kann ggf. aus 

artenschutzrechtlicher Sicht notwendig sein. 

E. PFLANZLISTEN 

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Listen 

sind nicht abschließend. 

Für Gartenflächen können durchaus auch Ziergehölze verwendet werden. Hierbei sollte 

darauf geachtet werden, dass möglichst robuste und einfach blühende Arten und Sorten 

gepflanzt werden, die vorzugsweise durch ihre Blüte, Frucht und Dornen/Stacheln 

besonderen Lebensraum für Vögel und Insekten bieten. Qualifizierte Baumschulen 

bieten hierzu Beratung an. 

Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gem. den Gütebestimmungen des BdB (Bund 

deutscher Baumschulen). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit der 

angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen. In der Regel ist bei Gehölz-

pflanzungen ein Raster von 1,5 x 1,5 m einzuhalten bzw. 1 Strauch auf 2 m2 zu rechnen. 

Soweit der vorliegende Bebauungsplan nichts anderes regelt oder im Sinne des § 1 

LNRG nichts anderes vereinbart wurde, ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach 

dem Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg (§§ 11 - 22) zu achten. Insbesondere 

die Grenzabstände nach § 12 und 16 NRGBW sind zu beachten. 

1. Pflanzliste 1: Gestaltung der Grundstücke 

Bäume 1. Ordnung 

Pflanzqualität: Hochstamm, 3xv, Stammumfang 12 bis 14 cm, mit Ballen 

Acer platanoides Spitzahorn 

Acer pseudoplatanus Bergahorn 

Fraxinus excelsior Esche 
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Juglans regia Walnuss 

Quercus robur Stieleiche 
 

Bäume 2. Ordnung  

Pflanzqualität: Heister, 2xv, Höhe 175 bis 200 cm 

Acer campestre Feldahorn 

Carpinus betulus Hainbuche 

Malus silvestris Wildapfel 

Prunus avium Wildkirsche 

Pyrus pyraster Wildbirne 
 

Sträucher  

Pflanzqualität: Strauch, 2xv, Höhe 100 bis 125 cm 

Cornus sanguinea Hartriegel 

Corylus avellana Haselnuss 

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Euonimus europaeus Pfaffenhütchen 

Rosa canina Hundsrose 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 

 

2. Pflanzliste 2: Dachbegrünung 

Die Dachbegrünung sollte mit einer niedrigbleibenden Gräser-/Kräutermischung für 

Dachflächen erfolgen, der Sedum-Sprossen zugegeben werden können. Hierbei sollte 

auf die geprüfte Mischung RSM 6.1 Extensive Dachbegrünung (Regelaussaatmenge: 

5 g / qm) gemäß den Regelsaatgutmischungen der Forschungsgesellschaft 

Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) zurückgegriffen werden. Diese 

garantieren eine ausgewogene Mischung mit standortgerechten Gräser- und 

Kräuterarten mit gutem Anwuchsergebnis. Der Ansaat können Sedum-Sprossen 

beigemischt werden. 

Alternativ können auch „Sedumteppiche“ aus mindestens vier verschiedenen, 

flachwüchsigen Sedum-Arten, entweder durch Sprossenansaat oder als Flach- bzw. 

Kleinballenpflanzung, angelegt werden. 

Sedum album in Sorten Weißer Mauerpfeffer  

Sedum cauticola September-Fetthenne 

Sedum floriferum „Weihenst. Gold” Gold-Fetthenne 

Sedum hybridum „Immergrünchen” Mongolen-Fetthenne 

Sedum reflexum Tripmadam 

Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer 

Sedum spectabile „Herbstfreude“ Große Pracht-Fetthenne 

Sedum spurium in Sorten Kaukasus-Fetthenne 

Sempervivum-Hybriden Dachwurz-Hybriden      

 


